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Regulierung

 
Von Peter Blasche

Zum 1. November 2009 soll die EU-
Preisverordnung in einer neuen Fas-
sung in Kraft treten. Zeitgleich mit 
dem geplanten Start der Sepa-Last-
schrift soll die Verordnung dabei auf 
diesen Bereich ausgeweitet werden. 
Mit der jetzt vorliegenden Fassung 
würde das der Sepa bisher zugrunde 
liegende Prinzip der Selbstregulierung 
ausgehebelt, kritisiert Peter Blasche. 
Auch  würde die vorgeschlagene Ent-
geltregelung grenzüberschreitenden 
Wettbewerb ausschließen und jeden 
Anreiz für Mehrwertdienste nehmen. 
Unter dem Strich befürchtet Blasche 
die Zementierung einer Mini-Sepa für 
die Sepa-Lastschrift – und damit einen 
Fehlstart für das neue Produkt. �Red. 

Peter Blasche ist Direktor Zahlungsver-
kehr und Kartensysteme beim Bundes-
verband Öffentlicher Banken Deutsch-
lands VÖB e.V., Berlin.

Zum Autor

Die EU-Preisverordnung 2560 wird mit 
Wirkung zum 1. November 2009 nach 
einem Vorschlag der Europäischen Kom-
mission überarbeitet. Nach heutigem 
Stand ist es vorgesehen, nationale Zah-
lungsarten und korrespondierende be-
ziehungsweise „sehr ähnliche” grenz-
überschreitende Zahlungsarten gleich zu 
bepreisen, wobei auch Lastschriften in den 
Anwendungsbereich einbezogen werden. 
Der bisherige Wortlaut wird mit der For-
mulierung „sehr ähnlich” folgenschwer 
ausgeweitet. Er erschwert es, insbeson-
dere im Bereich der Lastschrift eine Ab-
grenzung  beziehungsweise die politisch 

gewollte Nicht-Abgrenzung des deutschen 
Lastschriftverfahrens vom Sepa-Last-
schriftverfahren rechtssicher vorzuneh-
men. Auch ein – nicht als abschließend 
zu begreifender – Kriterienkatalog, der 
Zahlungsarten miteinander vergleichbar 
macht, macht beide Verfahren nicht 
gleich. Genannt werden hier etwa der 
Betriebsweg, der Grad der Automatisie-
rung, die entstehenden Kosten, die Ge-
währ einer Zahlungsgarantie, der Kun-
denstatus und die zugrunde liegende 
Geschäftsbeziehung zwischen Zahlungs-
dienstleister und -nutzer.

Regulierung zur Unzeit

Aus leicht nachvollziehbaren Gründen ist 
es übereilt, die EU-Preisverordnung – und 
zwar bereits mit dem voraussichtlichen 
Start der Sepa-Lastschrift – auf diesen Be-
reich auszuweiten:
 
Der Regulierungsversuch unterstellt, dass 
der Markt in diesem Bereich versagt hat. 
Tatsächlich aber existiert die viel geschol-
tene Mini-Sepa für Lastschriftverfahren gar 

nicht. Vielmehr soll die Sepa-Lastschrift 
die nationalen Lastschriftverfahren ablösen 
und ist eben gerade nicht als Ergänzung 
nur für grenzüberschreitende Transak
tionen vorgesehen. 

Bei der Sepa-Lastschrift handelt es sich 
um ein europäisches Lastschriftverfahren, 
das sich von den nationalen Lastschrift-
verfahren bewusst unterscheidet. Demzu-
folge sollte das Preisgleichheitsgebot al-
lenfalls auf die jeweilige Lastschriftart 
anwendbar sein. Damit wäre, da sich die 
Verfahren im Hinblick auf ihren jeweiligen 
Abwicklungsaufwand deutlich unterschei-
den, eine verursachungs- und aufwands-
gerechte Bepreisung möglich. Tatsächlich 
aber will die angepasste Preisverordnung 
unterschiedliche Preise für verschiedene 
Lastschriftverfahren verhindern. Dies ist 
mit den marktwirtschaftlichen Prinzipien 
innerhalb der Europäischen Union nicht 
zu vereinbaren.

Regelung für Interbankenentgelt  
kontraproduktiv

Abzuwarten bleibt die Entwicklung in Zu-
sammenhang mit dem Vorstoß der fran-
zösischen EU-Ratspräsidentschaft vom 19. 
Dezember 2008. Auf der Grundlage eines 
Kompromisses zwischen European Pay-
ments Council (EPC), EZB und EU-Kom-
mission hat Frankreich zum Ende seiner 
EU-Ratspräsidentschaft einen Textvor-
schlag1) zur Integration der multilateralen 

EU-Preisverordnung:  
Sepa-Lastschrift  
vor dem Fehlstart
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Regulierung

Interbankentgelte für grenzüberschreitende 
Lastschriften in die EU-Preisverordnung 
vorgelegt: Für den Fall einer fehlenden bi-
lateralen Vereinbarung zwischen den an 
der Transaktion beteiligten Zahlungsdienst-
leistern ist für grenzüberschreitende Last-
schriften ein maximales Interbankenentgelt 
von 8,8 Eurocent vorgesehen2).Die Rege-
lung soll mit Wirkung ab dem 1. Novem-
ber 2009 für einen Zeitraum von drei Jah-
ren gelten3). Diese vorgeschlagene Rege-
lung für ein Interbankenentgelt ist in 
höchstem Maße kontraproduktiv. Nicht nur, 
dass sie für Zahlungsdienstleister zum 
Beispiel in Deutschland keinen ausrei-
chenden Anreiz bietet, in das Sepa-Last-
schriftverfahren zu investieren. Sie gefähr-
det zudem den einheitlichen Binnenmarkt 
im Zahlungsverkehr so sehr wie keine an-
dere Maßnahme. 

Diktat eines konkreten Zahlverfahrens 
widerspricht Selbstregulierungsprinzip

Das Beispiel der Kartenzahlungssysteme 
zeigt, dass der europäische Markt gerade 
durch Entgeltregelungen, die sich an Län-
dergrenzen unterscheiden, fragmentiert 
wird. Eine Mini-Sepa für Lastschriftverfah-
ren ist also die unausweichliche Folge. Ein 
grenzüberschreitender Wettbewerb wird 
ausgeschlossen, da es keine Anreize für 
Unternehmen gibt, ihre Zahlungsverkehrs-
konten in einem bestimmten Land zusam-
menzuführen. Warum sollte beispielswei-
se ein deutsches Unternehmen über eine 
Kontoverbindung in den Niederlanden 
Lastschriften für deutsche Verbraucher 
einreichen? Als Einreicherbank der Last-
schrift wäre in der Regel ein Inter-
bankenentgelt in Höhe von 8,8 Eurocent 
fällig. Die Abwicklung über das deutsche 
Lastschriftverfahren ist deutlich kosten-
günstiger. Sepa-Lastschriften würden so-
mit ausschließlich im grenzüberschreiten-
den Zahlungsverkehr genutzt.

Darüber hinaus ist vorgesehen, dass Zahl-
stellen, die an einem nationalen Last-
schriftverfahren teilnehmen, auch für Last-
schrifttransaktionen aus Mitgliedstaaten, 

ausschließlich grenzüberschreitende Trans-
aktionen auf niedrigstem Niveau.

Fehlstart wird wahrscheinlicher

Die französischen Vorschläge belegen 
exemplarisch, dass die mit Gründung des 
EPC angestrebte Selbstregulierung dort an 
ihre Grenzen stößt, wo Partikularinteres-
sen zu stark werden und der „Ruf nach 
Regulierung” laut wird. 

So wurde der Start des Beitrittsverfahrens 
zur Sepa-Lastschrift im Plenum des EPC 
ohne Zustimmung wesentlicher Teile der 
europäischen Kreditwirtschaft beschlossen. 
Ein gigantischer Fehlstart der Sepa-Last-
schrift wird damit immer wahrschein-
licher.

Fußnoten
1) „Proposal on a text to be included within cross-border 
Regulation on the Interchange Fees for cross-border Direct 
Debit”.
2) „In the absence of any bilateral agreement between the 
payment service provider of the payee and the payment ser-
vice provider of the payer, a maximum multilateral interchan-
ge fee of [8,8] eurocents shall apply for each cross-border 
direct debit transaction”.
3) „Such multilateral interchange fee shall apply with effect 
from 1. November 2009 for a period of (3) years”.

die dem Sepa-Lastschriftverfahren beige-
treten sind, erreichbar sein sollen (Artikel 
5c, Reachability for direct debit transac-
tions). Dies ist völlig unabhängig davon, 
ob die jeweiligen Kunden an den Sepa-
Verfahren teilnehmen möchten. Für den 
Fall, dass einer ihrer Kunden mehr oder 
weniger unbewusst eine Ermächtigung für 
eine Sepa-Lastschrift, ein Sepa-Mandat, 
unterschreibt, sehen sich Zahlungsdienst-
leister trotz der konkret nicht vorhandenen 
Nachfrage genötigt, das Sepa-Lastschrift-
verfahren allen ihren Kunden ungefragt 
aufzuzwingen. 

Sollte die EU-Preisverordnung in der mo-
mentan vorliegenden Version verabschie-
det werden, käme dies darüber hinaus 
dem Diktat eines konkreten Zahlungs
verkehrsverfahrens gleich: Qua gesetz-
lichem Beitrittszwang müsste genau die 
vom EPC definierte Sepa-Lastschrift von 
der gesamten europäischen Kreditwirt-
schaft unterstützt werden. Andere, auch 
europäische Verfahren, sind von der Re-
gelung nicht betroffen. Dies widerspricht 
dem Grundverständnis der Sepa-Verfah-
ren als Selbstregulierungsmaßnahme, 
welche den Marktteilnehmern freistellen, 
ob sie daran teilnehmen möchten oder 
nicht. 

Gesetzlich verordnete Grundversorgung 
auf niedrigstem Niveau

Niemand bestreitet das Interesse der eu-
ropäischen Kreditwirtschaft am Erfolg des 
Sepa-Lastschriftverfahrens von Anfang an 
und der möglichst flächendeckenden  Er-
reichbarkeit aller Zahlungsdienstleister im 
Sepa-Raum. Dies per Gesetz zu verordnen 
ist allerdings der falsche Weg. Vielmehr 
muss ein Verfahren aus sich heraus über-
zeugen und so möglichst viele Zahlungs-
dienstleister und Kunden dazu bewegen, 
es zu nutzen. 

Durch die Regulierung fehlt jedoch der An-
reiz für die Schaffung von Mehrwert-
diensten. Erreicht wird lediglich eine ge-
setzlich verordnete Grundversorgung für 

Für Ihren Terminkalender bitte vormerken:
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nung, DB Vertrieb GmbH, Kassel,

Dr. Andreas Martin, Mitglied des Vorstands, 
Bundesverband der Deutschen Volksbanken 
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leistungsaufsicht (BaFin) Bonn,
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